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Fachspezifische Prüfungsordnung für den Bachelor-
studiengang „Wirtschaftswissenschaft“ (Nebenfach) 

der Universität Bremen

Vom 5. Oktober 2010

 Der Fachbereichsrat 7 (Wirtschaftswissenschaft) hat 
am 5. Oktober 2010 gemäß § 87 Absatz 1 Nummer 2 
des Bremischen Hochschulgesetzes (BremHG) i.V.m. 
§ 62 BremHG in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Mai 2007 (Brem.GBI. S. 339), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Juni 2010 (Brem.
GBl. S. 375), folgende Prüfungsordnung beschlossen: 

 Diese fachspezifische Prüfungsordnung gilt in Ver-
bindung mit dem Allgemeinen Teil der Prüfungsord-
nungen für Bachelorstudiengänge der Universität Bre-
men vom 27. Januar 2010 der jeweils gültigen Fas-
sung.

§ 1

Studienumfang, Abschlussgrad und Teilzeitstudium

 Für den erfolgreichen Abschluss des Nebenfachs 
Wirtschaftswissenschaft sind insgesamt 45 Leistungs-
punkte (Creditpoints = CP) nach dem European Credit 
Transfer System zu erwerben.

§ 2 

Studienaufbau, Module und Leistungspunkte

 (1) Das Studium umfasst Module gemäß der Anla-
gen 1 und 2. Im Wahlpflichtbereich werden die Studien-
schwerpunkte Betriebswirtschaftslehre und Volkswirt-
schaftslehre angeboten, aus denen einer zu wählen 
ist. 

 (2) Die im Studienplan vorgesehenen Pflicht- und 
Wahlpflichtmodule werden mindestens im jährlichen 
Turnus angeboten. Ausnahmen aus wichtigem Grund 
sind im Angebot der Wahlpflichtmodule zulässig. Wie-
derholungsprüfungen werden gemäß AT BPO durch-
geführt.

 (3) Die den Modulen jeweils zugeordneten Lehrver-
anstaltungen werden in den Modulbeschreibungen 
ausgewiesen. 

 (4) Lehrveranstaltungen werden gemäß § 6 AT BPO 
durchgeführt. Darüber hinaus werden Lehrveranstal-
tungen in den folgenden Arten durchgeführt: 

 –  Tutorium: Tutorien dienen dazu, den in einer Vor-
lesung vermittelten Stoff einzuüben und anhand 
von Aufgaben zu vertiefen. Diese Lehrveranstal-
tungsform versteht sich als komplementäres Ange-
bot zur Vorlesung. 

§ 3

Prüfungen 

 (1) Prüfungen werden in den Formen gemäß § 8 ff. 
AT BPO durchgeführt. Der Prüfungsausschuss kann im 
Einzelfall auf Antrag einer Prüferin/eines Prüfers wei-
tere Prüfungsformen zulassen. 

 (2) Die Wiederholung von Prüfungen kann in einer 
anderen als der ursprünglich durchgeführten Form er-
folgen. 

 (3) Bearbeitungsfristen und Umfang von Prüfungen 
werden den Studierenden zu Beginn der Lehrveran-
staltungszeit mitgeteilt. 

 (4) Prüfungen können in Form von e-Klausuren und 
im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt werden. 
Näheres regelt Anlage 4. 

§ 4

Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen

 Die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistun-
gen erfolgt gemäß § 22 AT BPO. 

§ 5

Inkrafttreten und Übergangsregelung

 (1) Diese Prüfungsordnung tritt nach der Genehmi-
gung durch den Rektor mit Wirkung vom 1. Oktober 
2010 in Kraft. Sie wird im Amtsblatt der Freien Hanse-
stadt Bremen veröffentlicht. Sie gilt für Studierende, 
die ab dem Wintersemester 2010/11 erstmals im Ne-
benfach Bachelorstudiengang „Wirtschaftswissen-
schaft“ ihr Studium aufnehmen. 

 (2) Studierende, die ihr Studium vor dem Winterse-
mester 2010/11 begonnen haben, wechseln in die Prü-
fungsordnung vom 5. Oktober 2010. Die Anerkennung 
bisher erbrachter Leistungen erfolgt durch eine Äqui-
valenztabelle. Auf Antrag an den Prüfungsausschuss, 
der bis zum 10. November 2010 beim Prüfungsaus-
schuss eingegangen sein muss, können Studierende 
ihr Studium nach der Anlage 1 der Prüfungsordnung 
vom 6. Oktober 2008 in der Fassung vom 22. Juni 2009 
(Anlage 6) beenden. 

 (3) Studierende, die bis zum 30. September 2012 
keinen Abschluss erworben haben, wechseln späte-
stens dann in die fachspezifische Anlage der vorlie-
genden Prüfungsordnung vom 5. Oktober 2010 (Anla-
gen 1 und 2). Über die Anerkennung erbrachter Leis-
tungen entscheidet der Prüfungsausschuss. 

 (4) Für Studierende, die vor dem Wintersemester 
2010/11 das Studium begonnen haben, gilt zusätzlich 
zu den Regelungen dieser Prüfungsordnung Anlage 7. 

 (5) Mit Inkrafttreten dieser Ordnung tritt die Prü-
fungsordnung vom 6. Oktober 2008 in der Fassung 
vom 22. Juni 2009 außer Kraft. Die Absätze 2 und 3 
bleiben unberührt. 

 Genehmigt, Bremen, den 27. Oktober 2010

Der Rektor der
Universität Bremen

Anlage 1: Studienverlaufsplan

Anlage 2: Module und Prüfungsanforderungen

Anlage 3: weitere Prüfungsformen (entfällt)

Anlage 4:  Durchführung von Prüfungen im Antwort-
Wahlverfahren und zur Durchführung von 
Prüfungen als „e-Klausur“

Anlage 5:  Zugangsvoraussetzungen zu Modulen 
(entfällt)

Anlage 6:  Prüfungsanforderungen/Musterstudien-
plan nach der Prüfungsordnung vom 
6. Oktober 2008 in der Fassung vom 
22. Juni 2009

Anlage 7:  Regelung für Studierende, die vor dem WS 
2010/11 das Studium begonnen haben
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Anlage 3: weitere Prüfungsformen (entfällt)

Anlage 4: Durchführung von Prüfungen im Antwort-
Wahlverfahren und zur Durchführung von Prüfungen 
als „e-Klausur“

§ 1

Durchführung von Prüfungen im
Antwort-Wahlverfahren

 (1) Eine Prüfung im Antwort-Wahl-Verfahren liegt 
vor, wenn die für das Bestehen der Prüfung mindestens 
erforderliche Leistung der Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten ausschließlich durch Markieren 
oder Zuordnen der richtigen oder der falschen Ant-
worten erreicht werden kann. Prüfungen bzw. Prü-
fungsfragen im Antwort-Wahl-Verfahren sind nur zu-
lässig, wenn sie dazu geeignet sind, den Nachweis zu 
erbringen, dass die Prüfungskandidatin oder der Prü-
fungskandidat die Inhalte und Methoden des Moduls 
in den wesentlichen Zusammenhängen beherrscht 
und die erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten an-
wenden kann. Eine Prüfung im Antwort-Wahl-Verfah-
ren ist von einem Prüfer bzw. einer Prüferin gemäß 
§ 27 AT BPO vorzubereiten. Die Prüferin bzw. der Prü-
fer wählt den Prüfungsstoff aus, formuliert die Fragen 
und legt die Antwortmöglichkeiten fest. Ferner erstellt 
sie bzw. er das Bewertungsschema gemäß Absatz 4 
und wendet es im Anschluss an die Prüfung an. Der 
Abzug von Punkten innerhalb einer Prüfungsaufgabe 
im Mehrfach-Antwort-Wahlverfahren ist zulässig. 

 (2) Die Prüfungsfragen müssen zweifelsfrei versteh-
bar, eindeutig beantwortbar und dazu geeignet sein, 
die gemäß Absatz 1 Satz 2 zu überprüfenden Kennt-
nisse der Kandidatinnen und Kandidaten festzustellen. 
Die Prüferin bzw. der Prüfer kann auch einen Pool von 
gleichwertigen Prüfungsfragen erstellen. In der Prü-
fung erhalten Studierende aus diesem Pool jeweils un-
terschiedliche Prüfungsfragen zur Beantwortung. Die 
Zuordnung geschieht durch Zufallsauswahl. Die 
Gleichwertigkeit der Prüfungsfragen muss sicherge-
stellt sein. Die Voraussetzungen für das Bestehen der 
Prüfung sind vorab festzulegen. Ferner sind für jede 
Prüfung

 – die ausgewählten Fragen,

 – die Musterlösung und

 – das Bewertungsschema gemäß Absatz 4

festzulegen. 

 (3) Die Prüfung ist bestanden, wenn die Kandidatin 
oder der Kandidat mindestens 50 Prozent der insge-
samt erreichbaren Punkte erzielt hat. Liegt der Ge-
samtdurchschnitt der in einer Prüfung erreichten Punk-
te unter 50 Prozent der insgesamt erreichbaren Punkte, 
so ist die Klausur auch bestanden, wenn die Zahl der 
von der Kandidatin oder dem Kandidaten erreichten 
Punkte die durchschnittliche Prüfungsleistung aller 
Prüfungsteilnehmer um nicht mehr als 15 Prozent un-
terschreitet. Ein Bewertungsschema, das ausschließlich 
eine absolute Bestehensgrenze festlegt, ist unzulässig. 

 (4) Die Leistungen sind wie folgt zu bewerten: Wur-
de die für das Bestehen der Prüfung gemäß Absatz 3 
erforderliche Mindestzahl der erreichbaren Punkte er-
zielt, so lautet die Note 

„sehr gut“, wenn mindestens 75 Prozent,

„gut“   wenn mindestens 50 aber weniger 
als 75 Prozent,

„befriedigend“  wenn mindestens 25 aber weniger 
als 50 Prozent,

„ausreichend“  wenn keine oder weniger als 25 
Prozent

der darüber hinaus erreichbaren Punkte erzielt wurden.

 (5) Erweist sich bei der Bewertung von Prüfungsleis-
tungen, die nach dem Antwort-Wahl-Verfahren abge-
legt worden sind, eine auffällige Fehlerhäufung bei der 
Beantwortung einzelner Prüfungsaufgaben, so über-
prüft die Prüferin oder der Prüfer die Prüfungsaufgabe 
mit auffälliger Fehlerhäufigkeit unverzüglich und vor 
der Bekanntgabe von Prüfungsergebnissen darauf, ob 
sie gemessen an den Anforderungen gemäß Absatz 2 
Satz 1 fehlerhaft sind. Ergibt die Überprüfung, dass 
einzelne Prüfungsaufgaben fehlerhaft sind, sind diese 
Prüfungsaufgaben nachzubewerten oder bei der Fest-
stellung des Prüfungsergebnisses nicht zu berücksich-
tigen. Die Zahl der für die Ermittlung des Prüfungser-
gebnisses zu berücksichtigenden Prüfungsaufgaben 
mindert sich entsprechend. Die Verminderung der Zahl 
der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil der 
Studierenden auswirken. Übersteigt die Zahl der auf 
die zu eliminierenden Prüfungsaufgaben entfallenden 
Punkte 20 Prozent der insgesamt erreichbaren Punkte, 
so ist die Prüfung insgesamt zu wiederholen; dies gilt 
auch für eine Prüfungsleistung, in deren Rahmen nur 
ein Teil im Antwort-Wahl-Verfahren zu erbringen ist. 

 (6) Besteht nur ein Teil einer Klausur aus Prüfungs-
aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren, so gilt diese 
Anlage mit Ausnahme von Absatz 5 Satz 5 2. Halbsatz 
nur für den im Antwort-Wahl-Verfahren erstellten 
Klausurteil.

§ 2

Durchführung von Prüfungen als „e-Klausur“

 (1) Eine „e-Klausur“ ist eine Prüfung, deren Erstel-
lung, Durchführung und Auswertung (mit Ausnahme 
der offenen Fragen) computergestützt erfolgt. Eine „e-
Klausur“ ist zulässig, sofern sie dazu geeignet ist nach-
zuweisen, dass die Prüfungskandidatin bzw. der Prü-
fungskandidat die Inhalte und Methoden des Moduls 
in den wesentlichen Zusammenhängen beherrscht 
und die erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten an-
wenden kann; erforderlichenfalls kann sie durch an-
dere Prüfungsformen ergänzt werden. 

 (2) Die „e-Klausur“ ist in Anwesenheit einer fach-
lich sachkundigen Person (Protokollführerin oder Pro-
tokollführer) durchzuführen. Über den Prüfungsver-
lauf ist eine Niederschrift anzufertigen, in die minde-
stens die Namen der Protokollführerin oder des Proto-
kollführers sowie der Prüfungskandidatinnen und – 
kandidaten, Beginn und Ende der Prüfung sowie 
eventuelle besondere Vorkommnisse aufzunehmen 
sind. Es muss sichergestellt werden, dass die elektroni-
schen Daten eindeutig und dauerhaft den Kandidatin-
nen und Kandidaten zugeordnet werden können. Den 
Kandidatinnen und Kandidaten ist gemäß den Bestim-
mungen des § 24 Absatz 6 AT BPO die Möglichkeit der 
Einsichtnahme in die computergestützte Prüfung so-
wie in das von ihnen erzielte Ergebnis zu gewähren. 
Die Aufgabenstellung einschließlich der Musterlö-
sung, das Bewertungsschema, die einzelnen Prüfungs-
ergebnisse sowie die Niederschrift sind gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen zu archivieren.

Anlage 5: Zugangsvoraussetzungen zu Modulen (ent-
fällt) 
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Anlage 7: Regelung für Studierende, die vor dem WS 
2010/11 das Studium begonnen haben

 Gemäß § 5 Absatz 4 gelten zusätzlich zu den Rege-
lungen dieser Prüfungsordnung die folgenden Rege-
lungen:

 (1) Auf Antrag an den Prüfungsausschuss kann im 
Schwerpunkt BWL nur das Basismodul Wertschöp-
fungsprozesse im Modul „Produktion & Logistik“ mit 
Note eingebracht werden, das Modul „Marketing“ 
wird dann lediglich als gleichwertig anerkannt, bleibt 
jedoch unbenotet. Abweichend von diesem Regelfall 
kann auf ergänzenden Antrag die Note im Modul 
„Marketing“ eingebracht werden und das Modul 
„Produktion & Logistik“ wird anerkannt und bleibt un-
benotet. 

 (2) Auf Antrag an den Prüfungsausschuss kann ein 
Modul des Studienschwerpunktes BWL auf Antrag 
durch ein nachstehend aufgeführtes Modul ersetzt 
werden: 

  Basismodul Informationswirtschaft I, Basismodul In-
formationswirtschaft II, Internationale Wirtschafts-
beziehungen, Wirtschafts- und Sozialpolitik oder 
Makroökonomie. Es darf sich dabei um kein Modul 
handeln, das bereits im Pflichtbereich anerkannt 
worden ist.

 (3) Auf Antrag an den Prüfungsausschuss kann ein 
Modul des Studienschwerpunktes VWL auf Antrag 
durch ein nachstehend aufgeführtes Modul ersetzt 
werden: 

  Basismodul Informationswirtschaft I, Basismodul In-
formationswirtschaft II, Basismodul Wertschöpfungs-
prozesse, Basismodul Führungsprozesse. Es darf sich 
dabei um kein Modul handeln, das bereits im Pflicht-
bereich anerkannt worden ist.

 (4) Die Anträge gemäß den Absätzen 1 bis 3 müssen 
bis 10. November 2010 beim Prüfungsamt eingegan-
gen sein. 

 (5) Mit dem Wechsel auf die neue Prüfungsordnung 
vom 5. Oktober 2010 werden alle vorhandenen Fehl-
versuche gemäß der Prüfungsordnung vom 22. Juni 
2009 gestrichen.

Fachspezifische Prüfungsordnung für den
Bachelorstudiengang „Wirtschaftswissenschaft“ der 

Universität Bremen

Vom 27. Oktober 2010

 Der Fachbereichsrat 7 (Wirtschaftswissenschaft) hat 
am 27. Oktober 2010 gemäß § 87 Absatz 1 Nummer 2 
des Bremischen Hochschulgesetzes (BremHG) i.V.m. 
§ 62 BremHG in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Mai 2007 (Brem.GBI. S. 339), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Juni 2010 
(Brem.GBl. S. 375), folgende Prüfungsordnung be-
schlossen: 

 Diese fachspezifische Prüfungsordnung gilt in Ver-
bindung mit dem Allgemeinen Teil der Prüfungsord-
nungen für Bachelorstudiengänge (AT BPO) der Uni-
versität Bremen vom 27. Januar 2010 der jeweils gülti-
gen Fassung.

§ 1

Studienumfang, Abschlussgrad und Teilzeitstudium

 (1) Für den erfolgreichen Abschluss des Bachelor-
studiengangs Wirtschaftswissenschaft sind insgesamt 
180 Leistungspunkte (Creditpoints = CP) nach dem 
European Credit Transfer System zu erwerben. Dies 
entspricht einer Regelstudienzeit von sechs Fachseme-
stern.

 (2) Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung 
wird der Abschlussgrad 

„Bachelor of Science“
(abgekürzt B. Sc.)

verliehen. 

§ 2 

Studienaufbau, Module und Leistungspunkte 

 (1) Das Studium besteht aus dem Vollfach Wirt-
schaftswissenschaft im Umfang von 144 CP und aus 
36 CP General Studies. 

 (2) Das Studium umfasst Module gemäß der Anla-
gen 1 und 2. 

 (3) Der Bachelorstudiengang umfasst mindestens 
einen Studienschwerpunkt. Studienschwerpunkte 
können durch Beschluss des Fachbereichsrates verän-
dert werden. Hierbei ist sicherzustellen, dass ein ge-
wählter Studienschwerpunkt innerhalb der Regelstu-
dienzeit abgeschlossen werden kann. 

 (4) Die im Studienplan vorgesehenen Pflicht- und 
Wahlpflichtmodule werden mindestens im jährlichen 
Turnus angeboten. Ausnahmen aus wichtigem Grund 
sind im Angebot der Wahlpflichtmodule zulässig. Wie-
derholungsprüfungen werden gemäß AT BPO durch-
geführt. 

 (5) Module im Pflichtbereich werden in den ersten 
drei Fachsemestern in deutscher Sprache durchge-
führt. Module im Pflichtbereich, die gemäß Studien-
verlaufsplan ab dem vierten Fachsemester zu belegen 
sind, sowie alle Module im Wahlpflichtbereich, kön-
nen in deutscher oder englischer Sprache angeboten 
werden

 (6) Die den Modulen jeweils zugeordneten Lehrver-
anstaltungen werden in den Modulbeschreibungen 
ausgewiesen. 

 (7) Lehrveranstaltungen werden gemäß § 6 AT BPO 
durchgeführt. Darüber hinaus werden Lehrveranstal-
tungen in den folgenden Arten durchgeführt: 

 –  Tutorium: Tutorien dienen dazu, den in einer Vor-
lesung vermittelten Stoff einzuüben und anhand 
von Aufgaben zu vertiefen. Diese Lehrveranstal-
tungsform versteht sich als komplementäres Ange-
bot zur Vorlesung. 

 (8) Im Rahmen des Wahlpflichtbereichs der General 
Studies kann ein mindestens fünfwöchiges berufsfeld-
orientierendes Praktikum im Rahmen von 6 CP absol-
viert werden. Näheres regelt die Praktikumsordnung.

 (9) Der Studienverlaufsplan ermöglicht im vierten 
oder fünften Semester ein fachspezifisches Studium an 
einer ausländischen Hochschule. 


